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Rentenversicherung
Beitragssatz: Der Beitragssatz in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sinkt aufgrund der erreichten 
Höchstgrenze der Nachhaltigkeitsrücklage um 0,1 
Prozentpunkte auf 18,6 Prozent in der allgemeinen 
Rentenversicherung und auf 24,7 Prozent in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. Die Sen-
kung des Beitragssatzes wirkt sich nur gering aus 
und bedeutet für einen Arbeitnehmer mit einem 
Bruttoverdienst von 2.000 Euro eine monatliche 
Entlastung von gerade einem Euro.
Rentenanpassung: Zum 1. Juli 2018 ist voraus-
sichtlich mit einer Rentenanpassung von rund 3 Pro-
zent zu rechnen. Die Deutsche Rentenversicherung 
Bund geht in ihrem Haushalt für 2018 mit einer 
Rentenanpassung von 2,9 Prozent (West) und  
3,03 Prozent (Ost) aus. Die genaue Festlegung er-
folgt aber erst im Frühjahr 2018 nach Vorliegen der 
Lohnentwicklung 2017 und wird bis Juni 2018 

durch die Bundesregierung bekanntgegeben. Für 
einen Durchschnittsrentner mit der sogenannten 
Standardrente von aktuell etwa 1.400 Euro wird 
die Rentenanpassung für eine gut 40 Euro höhere 
Rente monatlich sorgen.
Anhebung der Altersgrenzen – Rente mit 67: 
Im Zuge der schrittweisen Anhebung des Renten-
eintrittsalters in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung („Rente mit 67“) steigen die Altersgrenzen um 
einen weiteren Monat. Versicherte, die 1953 gebo-
ren sind und für die keine Vertrauensschutzrege-
lungen gelten, erreichen die Regelaltersgrenze mit 
65 Jahren und sieben Monaten.
Höhere Zurechnungszeiten: Ab 2018 werden 
Personen besser abgesichert, die in jüngeren Jah-
ren erwerbsgemindert sind. Die bisherige Zurech-
nungszeit bis zum vollendeten 62. Lebensjahr wird 
für zukünftige Rentnerinnen und Rentner schritt-
weise zwischen 2018 bis 2024 auf 65 Jahre verlän-

Jürgen Landgrebe

Änderungen im Sozialrecht 2018
Die beschriebenen Neuerungen im Sozialrecht sind von der alten Bundesregierung 
vorbereitet und vom Bundestag der vergangenen 18. Legislaturperiode beschlossen 
worden.
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gert. Bei einem Beginn der Erwerbsminderungs-
rente im Jahr 2018 endet die Zurechnungszeit mit 
62 Jahren und drei Monaten. Dadurch steigt für 
„neue“ Erwerbsminderungsrentner unmittelbar de-
ren Rentenanspruch.
Mindestbeitrag: Der Mindestbeitrag zur freiwilli-
gen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sinkt auf 83,70 Euro monatlich.

Gesundheitsversorgung
Leistungsverbesserung: Gesetzlich versicherte 
Männer ab 65 Jahren können künftig einmal im Le-
ben auf Kosten ihrer Krankenkasse eine Ultraschall-
Untersuchung zur Früherkennung einer Ausbuch-
tung der Bauchschlagader (Bauchaortenaneurysma) 
in Anspruch nehmen. Meistens verursacht ein An-
eurysma keinerlei Beschwerden und bleibt deshalb 
unbemerkt. In seltenen Fällen können Aneurysmen 
reißen und es kommt zu einer lebensbedrohlichen 
Notfallsituation. Die Untersuchung wird nur Män-
nern angeboten, weil diese wesentlich häufiger 
von einem Bauchaortenaneurysma betroffen sind 
als Frauen.
Beitragsbemessung für freiwillig Versicherte: 
Für freiwillig Versicherte ändert sich ab 1.  Januar 
2018 die Bemessung ihrer Krankenkassenbeiträge. 
Damit sollen sich die Beiträge Selbstständiger stär-
ker an den tatsächlich erzielten Einnahmen orien-
tieren. Die Beitragsbemessung erfolgt jetzt zu-
nächst vorläufig aufgrund des zuletzt erlassenen 
Einkommensteuerbescheids. Nach Vorlage des Ein-
kommensteuerbescheids für das Kalenderjahr, für 
das die Beiträge zu zahlen sind, erfolgt die endgül-
tige Beitragsfestsetzung für dieses Kalenderjahr 
rückwirkend nach den tatsächlichen Einnahmen. 
Diese Neuregelung gilt nicht für die freiwillig Ver
sicherten der landwirtschaftlichen Krankenkasse. 
Deren bisherige Beitragsbemessung enthält Beson-
derheiten, die sich bewährt haben.
Krankenversicherung für Saisonarbeiter: Der 
Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung durch 
die obligatorische Anschlussversicherung wird ab 
1. Januar 2018 erschwert. Die typischen Saisonar-
beiter können nach Beendigung ihrer vorüberge-
henden Tätigkeit eine freiwillige Mitgliedschaft in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nur noch er-
halten, wenn sie unter anderem ihren Wohnsitz in-
nerhalb Deutschlands nachweisen. Bei Rückkehr 
ins Heimatland kann keine freiwillige Mitgliedschaft 
in der gesetzlichen Krankenversicherung mehr be-
gründet werden.

Eine freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung erhalten Saisonarbeiter nur noch, 
wenn sie unter anderem ihren Wohnsitz innerhalb 
Deutschlands nachweisen.
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Beitragssatz: Während der Beitrag mit 14,6 Pro-
zent gleich geblieben ist, hat das Bundesgesund-
heitsministerium den durchschnittlichen Zusatzbei-
tragssatz mit 1,0 Prozent um 0,1 Prozentpunkte 
niedriger als im Vorjahr festgesetzt. Individuell führt 
das aber nicht zwingend zu einem höheren oder 
niedrigeren Beitrag für die Versicherten, da der je-
weilige Zusatzbeitragssatz von ihrer Krankenkasse 
festgelegt wird. Erhöht eine Krankenkasse ihren 
kassenindividuellen Zusatzbeitrag, haben die Mit-
glieder ein Sonderkündigungsrecht und können in 
eine andere Krankenkasse wechseln. Die Spanne der 
Zusatzbeitragssätze der Krankenkassen liegt zwi-
schen 0,3 Prozent und 1,8 Prozent. Berücksichtigt 
werden muss dabei aber, dass nicht alle Kranken-
kassen für alle Versicherten geöffnet sind. Eine gute 
Übersicht zu den Zusatzbeiträgen hat der GKV-
Spitzenverband in seinem Internetangebot veröf-
fentlicht (www.gkv-spitzenverband.de/krankenkas
senliste.pdf).

Arbeitsmarkt
Mindestlohn: Der Mindestlohn bleibt unverändert 
bei 8,84 Euro pro Stunde. In 2018 wird sich die 
Mindestlohnkommission beraten und zum zweiten 
Mal der Bundesregierung einen neuen Mindest-
lohn vorschlagen, der dann ab 1. Januar 2019 gel-
ten soll. Neben dem gesetzlichen Mindestlohn ver-
ändern sich einige bundeseinheitliche Branchen-
mindestlöhne ab dem 1. Januar 2018 (s. Tabelle 1).

In der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gar-
tenbau war zunächst davon auszugehen, dass nach 
Kündigung des bisher geltenden Tarifvertrages ab 
1.  Januar 2018 auch der gesetzliche Mindestlohn 
von aktuell 8,84 Euro anzuwenden ist. Das wäre 
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eine Reduzierung der auf Basis des bisherigen Ta-
rifvertrages zu zahlenden 9,10 Euro gewesen. Die 
Tarifvertragsparteien Industriegewerkschaft Bau-
en-Agrar-Umwelt (IG-BAU) und der Gesamtver-
band der deutschen land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeitgeberverbände e. V. (GLFA) haben sich aber 
im Dezember in einer „Bundesempfehlung Land-
wirtschaft“ unter anderem darüber geeinigt, dass 
die erste untere Lohngruppe für 2018  9,10 Euro 
erhält. Die Bundesempfehlung muss jetzt von den 
regionalen Arbeitgeberverbänden gemeinsam mit 
der IG BAU umgesetzt werden. Ab 1. Januar 2019 
soll der dann geltende gesetzliche Mindestlohn ge-
zahlt werden.
Neue Regelbedarfsstufen in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende: Ab dem 1. Januar 2018 
gelten neue Regelbedarfe (s. Tabelle 2) in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch. Grund-
lage für die Fortschreibung sind zwei Komponenten: 
die Preisentwicklung regelbedarfsrelevanter Güter 
und Dienstleistungen sowie die Entwicklung der 
Nettolöhne und -gehälter je beschäftigten Arbeit-
nehmer nach den volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen. Die Anhebung beträgt rund 1,6 Prozent.
Insolvenzgeld: Der Umlagesatz für das Insolvenz-
geld ist für das Kalenderjahr 2018 abweichend vom 
gesetzlich vorgesehenen Umlagesatz von 0,15 Pro-
zent auf nur noch 0,06 Prozent abgesenkt worden. 
Hintergrund sind der aktuelle Überschuss aus der 
Umlage und die positive konjunkturelle Lage.

Mutterschutz
Ausweitung des Mutterschutzrechts: Seit 1. Ja-
nuar 2018 gilt das gesetzliche Mutterschutzrecht 
auch für Schülerinnen und Studentinnen. Konkret 
bedeutet das, dass sie unter anderem zukünftig 
während des Mutterschutzes für verpflichtende 
Veranstaltungen, Prüfungen oder Praktika Ausnah-
men beantragen können ohne deswegen Nachteile 
zu haben. Auch Entwicklungshelferinnen, Frauen 
im Bundesfreiwilligendienst oder arbeitnehmer-
ähnliche Selbstständige werden jetzt ausdrücklich 
durch das Mutterschutzgesetz geschützt.
Längere Schutzfrist: Nach der Geburt eines Kin-
des mit Behinderung gilt jetzt eine längere Schutz-
frist von 12 Wochen statt bisher 8 Wochen. Privat 
krankenversicherte Mütter sind finanziell besser 
abgesichert.

Stärkung der Eigenverantwortung: Die Schwan-
gere erhält jetzt die Möglichkeit, selber mitzuent-
scheiden, ob sie noch weiterarbeiten kann oder 
nicht. Ein Arbeitsverbot kann daher nicht mehr ge-
gen den Willen der Frau ausgesprochen werden. 
Voraussetzung ist aber, dass die Arbeitssituation 
nicht gesundheitsgefährdend ist.

Familienleistungen
Kindergeld und Kinderfreibetrag: Das Kinder-
geld ist zum 1. Januar 2018 um je 2 Euro erhöht 
worden (s. Tabelle 3). Der alternative steuerliche 
Kinderfreibetrag erhöht sich adäquat um 72 Euro 
auf 4.788 Euro. Das F inanzamt prüft im Rahmen 
der jährlichen Einkommensteuerveranlagung auto-
matisch, ob für die Eltern die Freibeträge für Kin-
der oder das ausbezahlte Kindergeld günstiger sind.
Unterhaltsvorschuss: Der Unterhaltsvorschuss 
steigt, mit dem der Staat Alleinerziehende und Kin-
der unterstützt, wenn das andere Elternteil nicht 
oder unregelmäßig Unterhalt zahlt (s. Tabelle 4).
Zusatzinfo: Einen guten Überblick über die ver-
schiedenen Familienleistungen bietet das „Infotool 
für Familien“ des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. Dort können Familien 
mit wenigen Klicks überprüfen, auf welche Familien-
leistungen sie individuell voraussichtlich Anspruch 
haben. Konkret enthält es Informationen aus den 
Bereichen Steuer, Pflege, Familienleistungen oder 
Mutterschutz. Erreichbar ist das Infotool unter der 
Internetadresse https://infotool-familie.de/.

Das gesetzliche Mutterschutzrecht gilt seit dem 1. Januar 
2018 auch für Schülerinnen und Studentinnen.
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Entgelttransparenz
Nachdem das Entgelttransparenzgesetz bereits 2017 
in Kraft getreten ist, gilt ab dem 6. Januar 2018 der 
individuelle Auskunftsanspruch in Betrieben und 
Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten.

Beschäftigte haben dann das Recht zu erfahren, 
nach welchen Kriterien und Verfahren ihr Lohn 
festgelegt wurde. Dasselbe gilt für Tätigkeiten, die 
die Beschäftigten als gleich oder gleichwertig er-
achten. Außerdem können Beschäftigte erfahren, 
wie viel der Arbeitgeber für die Vergleichstätigkeit 
bezahlt. Dafür muss die Tätigkeit von mindestens 
sechs Personen des jeweils anderen Geschlechts 
ausgeübt werden.

Die neue Transparenz soll helfen, ungerechtfer-
tigte Entgeltunterschiede zu beseitigen. Detaillierte 
Informationen zum Gesetz und ein Musterformular 
zur Stellung des Auskunftsanspruchs finden Be-
schäftigte in der Broschüre „Das neue Entgelttrans-
parenzgesetz: Mehr Chancen für Beschäftigte“ �  
(https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publika 
tionen).

Landwirtschaftliche Sozialversicherung
Bundesmittel zur Senkung der Unfallversiche-
rungsbeiträge: Da es noch keinen beschlossenen 
Bundeshaushalt gibt, steht die Höhe der Bundes-
mittel zur Senkung der Unfallversicherungsbeiträge 
für 2018 noch nicht fest. Unterer Rahmen dürften 
100 Millionen Euro sein, die sowohl in der F inanz-
planung des Bundes als auch im ersten Regierungs-
entwurf zum Bundeshaushalt vorgesehen waren. 
Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft hofft 
dagegen auf einen höheren Bundesmittelbetrag. 
Sie hat deshalb die Vorschüsse für den in 2018 zu 
zahlenden Beitrag mit einem Bundesmittelbetrag 

von 178 Millionen Euro kalkuliert. Sollte diese Er-
wartung nicht in Erfüllung gehen, wird die land-
wirtschaftliche Berufsgenossenschaft die Differenz 
der tatsächlich gezahlten und der erwarteten 
178 Millionen Euro bei der „Spitzabrechnung“ des 
Beitrags im August 2018 bei den Beitragszahlern 
erheben. Gewissheit über die Höhe der Bundes-
mittel wird es erst nach Beschlussfassung über den 
Bundeshaushalt 2018 geben. Damit ist wegen der 
langwierigen Regierungsbildung erst Mitte dieses 
Jahres zu rechnen.
Neue Leistungen der landwirtschaftlichen Kran-
kenkasse: Seit 1. Januar 2018 gibt es verbesserte 
Leistungen der landwirtschaftlichen Krankenkasse 
insbesondere für Schwangere, Kinder und Fami
lien. Konkret können erstmals Kosten erstattet 
werden für die Rufbereitschaft einer Hebamme, für 
die Durchführung von Toxoplasmose-Tests und 
B-Streptokokken Untersuchungen, erweiterte Vor-
sorgeuntersuchungen für Kinder und Jugendliche, 
Hautkrebsscreening und professionelle Zahnreini-
gungen. Die Kosten werden in der Regel mit einem 
Anteil von 80 Prozent unter Berücksichtigung von 
Höchstbeträgen erstattet.
Beiträge zur landwirtschaftlichen Krankenkasse: 
Die Beiträge der landwirtschaftlichen Krankenkasse 
für Unternehmer, mitarbeitende Familienangehö
rige und freiwillig Versicherte mussten aufgrund 
des erhöhten F inanzbedarfs angehoben werden. 
Die Anhebung beträgt jeweils knapp 16  Euro in 
den insgesamt 20 Beitragsklassen bezogen auf den 
Monatsbeitrag. Gleichwohl werden nicht alle Un-
ternehmer einen höheren Beitrag zahlen müssen. 
Anpassungen in der „Arbeitseinkommenverordnung 
Landwirtschaft 2018“ als eine der Grundlagen für 
die Beitragsbemessung führen dazu, dass viele Un-

Sondierungsergebnisse
Aus den Ergebnissen der Sondierung zwischen 
den Unionsparteien und der SPD vom 12. Januar 
2018 gibt es bereits konkrete Hinweise auf fol-
gende geplante wesentliche Änderungen im So-
zialrecht: 

▪▪ Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag soll um 
0,3 Prozentpunkte auf 2,7 Prozent sinken.

▪▪ Das Rentenniveau soll bei 48 Prozent bis 2025 
gesetzlich abgesichert werden.

▪▪ Eine Grundrente für langjährig versicherte Be-
dürftige soll eingeführt werden.

▪▪ Die Erwerbsunfähigkeits- und Mütterrenten sol
len verbessert werden.

▪▪ Eine Altersvorsorgepflicht für alle Selbststän
digen soll gestaltet werden.

▪▪ Die Arbeitsbedingungen und Bezahlung für Al-
ten- und Krankenpflegekräfte sollen verbessert 
werden.

▪▪ Der Krankenkassenbeitrag soll zugunsten der 
Arbeitnehmer wieder in gleicher Höhe (paritä-
tisch) von ihnen und den Arbeitgebern bezahlt 
werden.
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ternehmer trotz unveränderter Betriebsverhältnisse 
in einer niedrigeren Beitragsklasse eingestuft wer-
den können. Das betrifft nach Auskunft der land-
wirtschaftlichen Krankenkasse mehr als 60 Prozent 
der Unternehmer. Bei unveränderten Betriebsver-
hältnissen werden sie sogar etwas günstigere Bei-
träge zahlen. Für Baumschulen ist eine eigenständige 
Beitragsbemessungsgrundlage geschaffen worden. 
Für Unternehmen mit Blumen- und Zierpflanzen-
anbau oder Obst- und Gemüseanbau sind die Bei-
tragsbemessungsgrundlagen verändert worden. 
Hierdurch werden sich die Beiträge für deren Un-
ternehmer verändern. Die Anpassung soll in drei 
gleichen Jahresschritten erfolgen.
Beitrag zur Alterssicherung der Landwirte: Ob-
wohl der Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversi-
cherung leicht sinkt, steigt der Beitrag zur Alterssi-
cherung der Landwirte im Vergleich zum Vorjahr 
von 241 Euro auf 246 Euro in den alten Ländern. In 
den neuen Ländern steigt der Beitrag von 216 Euro 
auf 219 Euro. Entsprechend verändern sich auch 
die Beitragszuschüsse (s. Tabelle 5). Grund für die 
Beitragssteigerung ist der deutliche Anstieg des ge-
schätzten Durchschnittsentgeltes in der gesetzli-
chen Rentenversicherung, der zusammen mit dem 
Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversicherung 
Grundlage für die Ermittlung des Beitrags zur Al-
terssicherung der Landwirte ist.
Beitrag zur landwirtschaftlichen Pflegekasse: 
Der Beitrag zur landwirtschaftlichen Pflegekasse 

als Beitragszuschlag zum Krankenversicherungsbei-
trag für Unternehmer und mitarbeitende Familien-
angehörige verändert sich geringfügig und beträgt 
16,3 Prozent (Kinderlose 17,9 Prozent). Hinter-
grund hierfür ist der um 0,1 Prozentpunkte verän-
derte durchschnittliche Zusatzbeitrag in der gesetz-
lichen Krankenversicherung.

Rechen- und Grenzwerte
Die Tabelle 6 enthält die wichtigsten Rechenwerte 
der allgemeinen beziehungsweise landwirtschaft
lichen Sozialversicherung, die sich turnusmäßig an-
hand der Einkommensentwicklung im vergangenen 
Jahr verändert haben.

Der Autor
Jürgen Landgrebe
Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft, Bonn
juergen.landgrebe@bmel.bund.de

Tabelle 1: Bundeseinheitliche Branchenmindestlöhne ab dem 1. Januar 2018

bisher neu

Pflegebranche 10,20 Euro
9,50 Euro

(West)
(Ost)

10,55 Euro
10,05 Euro

(West)
(Ost)

Elektrohandwerk 10,65 Euro
10,40 Euro 

(West)
(Ost)

10,95 Euro (bundeseinheitlich)

Berufliche Aus- und Weiterbildung 14,60 Euro 15,26 Euro

Tabelle 2: Grundsicherung (Euro/Monat)

2017 2018
Regelbedarfsstufe 1 (alleinstehende und alleinerziehende Leistungsberechtigte) 409 Euro 416 Euro
Regelbedarfsstufe 2 (jeweils für zwei in einem gemeinsamen Haushalt zusammen
lebende Partner)

368 Euro 374 Euro

Regelbedarfsstufe 3 (Erwachsene, die in einer stationären Einrichtung leben) 327 Euro 332 Euro
Regelbedarfsstufe 4 (Jugendliche von 14 bis unter 18 Jahren) 311 Euro 316 Euro
Regelbedarfsstufe 5 (Kinder von 6 bis unter 14 Jahren) 291 Euro 296 Euro
Regelbedarfsstufe 6 (Kinder von 0 bis unter 6 Jahren) 237 Euro 240 Euro
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Tabelle 3: Kindergeld 

für das erste und zweite Kind jeweils 194 Euro mtl.

für das dritte Kind 200 Euro mtl.

für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 225 Euro mtl.

Tabelle 4: Unterhaltsvorschuss 

für Kinder bis 5 Jahren von 150 auf 154 Euro mtl.

für Kinder von 6 bis 11 Jahren von 201 auf 205 Euro mtl.

für Kinder von 12 bis 17 Jahren von 268 auf 273 Euro mtl.

Tabelle 5: Beitragszuschüsse in der Alterssicherung der Landwirte 2018 (West und Ost)

West: Einheitsbeitrag 246 €/Monat Ost: Einheitsbeitrag 219 €/Monat
Einkommens- 

klasse  
(€)

monatl.  
Zuschussbetrag 

(€)

monatl. 
Nettobeitrag 

(€)

Einkommens- 
klasse  

(€)

monatl.  
Zuschussbetrag 

(€)

monatl. 
Nettobeitrag 

(€)
bis 8.220 148 98 bis 8.220 131 88

8.221 – 8.740 138 108 8.221 – 8.740 123 96
8.741 – 9.260 128 118 8.741 – 9.260 114 105
9.261 – 9.780 118 128 9.261 – 9.780 105 114

9.781 – 10.300 108 138 9.781 – 10.300 96 123
10.301 – 10.820 98 148 10.301 – 10.820 88 131
10.821 – 11.340 89 157 10.821 – 11.340 79 140

11.341 – 11.860 79 167 11.341 – 11.860 70 149
11.861 – 12.380 69 177 11.861 – 12.380 61 158
12.381 – 12.900 59 187 12.381 – 12.900 53 166
12.901 – 13.420 49 197 12.901 – 13.420 44 175
13.421 – 13.940 39 207 13.421 – 13.940 35 184
13.941 – 14.460 30 216 13.941 – 14.460 26 193
14.461 – 14.980 20 226 14.461 – 14.980 18 201
14.981 – 15.500 10 236 14.981 – 15.500 9 210

ab 15.501 0 246 ab 15.501 0 219
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Tabelle 6: �Rechengrößen der allgemeinen und landwirtschaftlichen Sozialversicherung 2018 
Stand: 01.01.2018

West Ost
1. Allgemeine Werte
Bezugsgröße

Geringfügigkeitsgrenze
Geringverdienergrenze für Auszubildende
Sachbezugswert für 
- freie Verpflegung
- Unterkunft
- Gesamt	

	 3.045	 €/Monat
	 36.540	 €/Jahr
	 450 	€/Monat
	 325 	€/Monat

	 246,00	 €/Monat
	 226,00	 €/Monat
	 472,00	 €/Monat

	 2.695	 €/Monat
	 32.340	 €/Jahr
	 450 	€/Monat
	 325	 €/Monat

	 246,00	 €/Monat
	 226,00	 €/Monat
	 472,00	 €/Monat

2. Gesetzliche Rentenversicherung
Beitragsbemessungsgrenze

Beitragssatz
Freiwilliger Mindestbeitrag
Aktueller Rentenwert
Durchschnittsentgelt1)

	 6.500	 €/Monat
	 78.000	 €/Jahr
	 18,6	 %
	 83,70	 €/Monat
	 31,03	 €/Monat
	 37.873	 €/Jahr

	 5.800	 €/Monat
	 69.600	 €/Jahr
	 18,6	 %
	 83,70	 €/Monat
	 29,69	 €/Monat
	 37.873	 €/Jahr

3. Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung
Versicherungspflichtgrenze2)

Beitragsbemessungsgrenze

Gesetzlicher Beitragssatz KV
Beitragssatz KV aus Renten der Alterssicherung der Landwirte 
Beitragssatz Pflegeversicherung
- zuzüglich Beitragszuschlag für Versicherte ohne Kind
- Erhöhter Beitragssatz Pflegeversicherung ohne Elternschaft

	 4.800	 €/Monat
	 57.600	 €/Jahr
	 4.425	 €/Monat
	 53.100	 €/Jahr
	 14,6	 %
	 8,3	 %
	 2,55	 %
	 0,25	 %
	 2,80	 %

	 4.800	 €/Monat
	 57.600	 €/Jahr
	 4.425	 €/Monat
	 53.100	 €/Jahr
	 14,6	 %
	 8,3	 %
	 2,55	 %
	 0,25	 %
	 2,80	 %

4. Arbeitslosenversicherung
Beitragsbemessungsgrenze

Beitragssatz

	 6.500	 €/Monat
	 78.000	 €/Jahr
	 3,0	 %

	 5.800	 €/Monat
	 69.600	 €/Jahr
	 3,0	 %

5. Alterssicherung der Landwirte
Einkommensgrenze für Befreiung von der Versicherungspflicht3)

 
Einheitsbeitrag
Einkommensgrenze Beitragszuschuss
- Ledige
- Verheiratete
Allgemeiner Rentenwert

	 435	 €/Monat
	 5.220	 €/Jahr
	 246	 €/Monat

	 15.500	 €/Jahr
	 31.000	 €/Jahr
	 14,33	 €/Monat

	 385	 €/Monat
	 4.620	 €/Jahr
	 219	 €/Monat

	 15.500	 €/Jahr
	 31.000	 €/Jahr
	 13,69	 €/Monat

6. Landwirtschaftliche Krankenversicherung
½ Bezugsgröße (Versicherungspflicht Kleinlandwirte)
Höchstregelentgelt
Höchstkrankengeld (70 %)
pauschaliertes Kranken-/Mutterschaftsgeld
Mindest-Beitragsbemessungsgrundlage für freiwillig Versicherte/ 
AdL-Antragsteller
Bagatellgrenze für Beitragserhebung aus Versorgungsbezügen

	 18.270	 €/Jahr
	 147,50	 €/Tag
	 103,25	 €/Tag
	 18,44	 €/Tag
	 1.015	 €/Monat

	 152,25	 €/Monat

	 16.170	 €/Jahr
	 147,50	 €/Tag
	 103,25	 €/Tag
	 18,44	 €/Tag
	 1.015	 €/Monat

	 152,25	 €/Monat
7. Landwirtschaftliche Pflegeversicherung
Beitrag = Zuschlag zum Krankenversicherungsbeitrag in Höhe von  
- zusätzlicher Zuschlag für Kinderlose
- Gesamtzuschlag für Kinderlose

	 16,3	 %
	 1,6	 %
	 17,9	 %

	 16,3	 %
	 1,6	 %
	 17,9	 %

8. Landwirtschaftliche Unfallversicherung
durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst für landwirtschaftliche 
Unternehmer und ihre Ehegatten

	 12.653,41	 €/Jahr 	 12.653,41	 €/Jahr

1) vorläufig  2) Für Neufälle ab 2003. Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 wegen Überschreitens der damaligen Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei waren, ist die 
Versicherungspflichtgrenze identisch mit der Beitragsbemessungsgrenze.  3) Für Übergangsfälle, die bereits am 31.03.2003 von der Versicherungspflicht befreit waren: West 4.380 €/
Jahr, Ost 3.720 €/Jahr.


